Licht und Schatten - doch das Licht überwiegt

Pensionskassengesetz und Lehreranstellungs-/Personalgesetz vor der Verabschiedung.

ln den nächsten Tagen steht im Grossen Rat die zweite Lesung zum kantonalen Pensionskassengesetz und zur Revision des Lehreranstellungs- und Personalgesetzes an. Überraschungen werden dabei kaum mehr erwartet. Wir präsentieren hier einen Überblick über die erwarteten Resultate und geben eine erste Einschätzung dazu ab.
Die erste Lesung zur Revision des Lehreranstellungs- und Personalgesetzes im Juni dieses Jahres hatte noch keinen Anlass zu Optimismus gegeben: Die bürgerlichen Parteien waren keinen einzigen Schritt aufs Persona zugekommen. Nun hat die vorberatende Kommission jedoch ein Modell für den Gehaltsaufstieg entwickelt, welches sie dem Grossen Rat mit 15:0 Stimmen zur Annahme empfiehlt. Was sind die Eckpunkte dieser Lösung?

Bessere Lohnperspektiven dank LAG-Revision.
Das Kommissionsmodell sieht vor, dass mit den jährlichen Lohnmassnahmen „die Ziele des Gehaltssystems erreicht werden“ sollen. Zentrales Ziel des Gehaltssystems ist, dass im Verlaufe einer Berufslaufbahn das Lohnmaximum erreicht werden kann. Dies setzt voraus, dass jährlich, neben den nötigen Mitteln für den Teuerungsausgleich, mindestens 1,5 Prozent für die Gewährung von Gehaltsstufen zur Verfügung stehen; dies entspricht zwei Gehaltsstufen pro Jahr. Dieser Anteil kann in ausserordentlich schwierigen Finanzsituationen vom Regierungsrat gekürzt werden. Garantiert bleiben jedoch jene Lohnerhöhungen, welche im Rahmen der im Voranschlag festgelegten Lohnsumme umgesetzt werden können (rund 0,8 Prozent).
Pensionskassengesetz: Tragbarer Kompromiss.
Das neue Pensionskassengesetz führt zu vielen Veränderungen für die Versicherten:
- Die BPK und die BLVK sollen im Modell der Teilkapitalisierung geführt werden, jedoch mit einem Zieldeckungsgrad von 100 Prozent innerhalb von zwanzig Jahren. Dieses Modell verhindert eine unzumutbare Zwangssanierung innerhalb von 10 Jahren. Um den Sanierungsdruck auf die Versicherten weiter zu reduzieren, leistet der Kanton eine Schuldanerkennung von 1,7 Mia. Franken an die Pensionskassen.
- Trotz der Schuldanerkennung werden die Versicherten während ca. zwanzig Jahren zusätzliche Finanzierungsbeiträge leisten müsseri. Diese dürften rund ein bis zwei Prozent betragen.
- Mit dem Wechsel vom Leistungs- zum Beitragsprimat entspricht die künftige Rente einem Anteil der gesamthaft einbezahlten Beiträge. Für den Übergang zum Beitragsprimat stellt der Kanton eine Übergangsfianzierung in der Höhe von 500 Mio. Franken zur Verfügung.
- Die erforderliche Beitragsdauer bei der BPK wird auf 40,Jahre erhöht. Mit dieser Massnahme werden die Ausfälle durch die Senkung des technischen Zinssatzes aufgefangen. Damit verbunden ist die Aufhebung der bisherigen Überbrückungsrente.
- Vorgesehen ist, dass die Änderungen per 1.1.2015 in Kraft treten.
Unter dem Strich liegen zwei Vorlagen vor, welche gesamthaft als personalpolitisch positive Lösung bezeichnet werden können. Der Belastung der Versicherten steht das grosse Engagement des Kantons gegenüber, welcher für die Schuldanerkennung und die Übergangsregelung über zwei Milliarden Franken einschiesst. Ob bei einem Scheitern des Pensionskassengesetzes noch einmal eine solche Lösung gefunden werden könnte, ist mehr als fraglich. Klar ist, dass der Druck des Personals und der Personalverbände mit der Lohninitiative und der Grosskundgebung vom 16. März für das positive Verhandlungsergebnis unabdingbar war.
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